
Vom Traum zur  
Wirklichkeit

Es gibt keine Revolution ohne einen 
großen Traum. Man kann diesen 
Traum auch Vision nennen oder Hoff-
nung. Menschen haben genug von 
ihrem bisherigen Leben, sie stellen es 
radikal in Frage, ja, sie sind sogar 
bereit, ihre Existenz zu gefährden, 
um eines Aufbruchs in einen völlig 
neuen Morgen willen. Dass der 
Traum zur Realität drängt und eine 
Herrschaftsordnung überwunden 
und zerbrochen werden kann, hat 
allerdings zwei wichtige Vorausset-
zungen: Erstens den nicht mehr zu 
unterdrückenden Widerwillen vieler, 
wenn nicht der meisten, gegen das, 
was bisher bestand und mehr oder 
weniger willig hingenommen oder 
auch nur ertragen wurde, vielleicht 
aber auch früher gestützt und 
begrüßt worden war. Zweitens den 
alle Zweifel überwindenden Eindruck, 
jetzt sei die Chance, das zu erreichen, 
was man schon lange erträumt und 
gehofft hatte. Ergreift beides mit 
rascher Geschwindigkeit immer mehr 
Menschen und vereint sie zu einer 
großen unwiderstehlichen Kraft, 
dann scheint der Erfolg wahrhaft 
greifbar zu sein. Zumal wenn gleich-
zeitig die bisher Allmächtigen inner-
lich zerrissen sind, von Selbstzweifeln 
übermannt werden und ihre Verbün-
deten und Parteigänger sie verlassen. 
Gelingt jenen, die den Wandel wol-
len, in einem günstigen Moment der 
erste entscheidende Schritt zum Sieg, 
dann breitet sich wie ein Feuer jenes 
rauschhafte Gefühl des so lange 
ersehnten Frühlings aus, das der eng-
lische Romantiker William Words-
worth im Rückblick auf das revoluti-
onäre Paris von 1789 noch als altern-
der Reaktionär in die Worte fasste: 

„Bliss was it in that dawn to be alive“ 
– Glückselig war, wer diese Morgen-
röte erlebte. Wer an die hoffnungs-
volle Zeit des revolutionären Wandels 
im Jahre 1989 vom 9. Oktober in 
Leipzig bis zum 9. November in Ber-
lin zurückdenkt, wird sich erinnern, 
Ähnliches empfunden zu haben: Die-
ses viele Menschen verbindende 
Gefühl einer großen, umfassenden 
Bewegung nach vorn, aber auch die 

unbestimmte Weite der vielen Erwar-
tungen, wohin diese Entwicklung 
führen sollte.
Zwei Erfahrungen sind es, welche die 
Revolution von 1989 in der DDR mit 
anderen Revolutionen gemein hat: 
Dass viele etwas Neues wollten, aber 
dass dieser gemeinsame Wille kein 
einheitlicher Wille war. Und dass von 
vielen das erhoffte Neue mit Erwar-
tungen verbunden wurde, welche 
die Realität nicht vorsah. Woraus sich 
die dritte Gemeinsamkeit der Revolu-
tion in der DDR mit anderen Revolu-
tionen ergibt, nämlich die der unver-
meidlichen Enttäuschung über die 
neue Realität. Denn was die Men-
schen zur Revolution bewegte, war 
eben meist nicht ein realistisch 
durchdachtes und rational kalkulier-
tes Zukunftsprogramm, sondern der 
große Traum, den die Menschen 
schon immer träumten, wenn sie 
eine Chance sahen, die Widrigkeiten 

ihrer Lebensumstände zu überwin-
den. Der Dramatiker Peter Weiss lässt 
in seinem Stück „Die Verfolgung und 
Ermordung Jean Paul Marats“ den 
Marquis de Sade als zynischen Revo-
lutionsnutzer und Revolutionsveräch-
ter sagen:

„So kommen sie zur Revolution
und glauben die Revolution gebe 
ihnen alles
Einen Fisch / einen Schuh / 
ein Gedicht / einen neuen Mann / 
eine neue Frau
und sie stürmen alle Befestigungen
und dann stehen sie da
und alles ist wies früher war.“

Dieses Urteil ist zwar – objektiv gese-
hen – immer falsch. Denn jede Revo-
lution schafft eine neue Wirklichkeit. 
Aber dass auf jede Revolution auch 
Ernüchterung, Enttäuschung und 
Resignation folgen, das ist ein ge
schichtliches Grundmuster. 

Was waren die Hoffnungen und 
Erwartungen, welche 1989 zur inne-
ren Dynamik der revolutionären Ent-
wicklung in der DDR wurden? Sehr 
vereinfacht kann man zwei große 
Strömungen unterscheiden, welche 
die gesellschaftliche Situation gegen 
den Willen der Machthabenden 
immer stärker bestimmten. Das 
waren einerseits Gruppen und Initia-
tiven von Menschen, welche den 
Mut hatten, die Zustände in der DDR 
öffentlich zu kritisieren und auf 
Reformen im Land zu drängen. Dass 
sich diese meist auf die Ideale des 
Sozialismus beriefen und diesem ein 

197Ärzteblatt Sachsen 5 / 2010

Anzeige

Prof. Dr. Dr. h. c. Hans Joachim Meyer,
Sächsischer Staatsminister a.D.
Foto: Jürgen Jeibmann



menschliches Antlitz geben wollten, 
folgte aus ihren inneren Überzeu-
gungen, entsprach aber auch den 
realen Machtverhältnissen. Was nicht 
wenige im Rückblick nicht oder nicht 
mehr verstehen, ist die Tatsache, 
dass eine Argumentation für Wandel 
und Erneuerung, die sich auf die 
ideellen Ursprünge des Sozialismus 
berief, zugleich vernichtend eben 
jene Gesellschaftsordnung kritisierte, 
ja, entlarvte, welche sich in der 
Honeckerzeit real existierender Sozi-
alismus nannte. Denn damit bestrit-
ten Kritik und Dissens zugleich sehr 
wirkungsvoll die geschichtliche Legi-
timation der Herrschenden und 
beförderten interne Auseinanderset-
zungen bei deren Unterstützern. Die 
bleibende geschichtliche Leistung der 
Reform- und Bürgerrechtsgruppen 
besteht darin, geschichtliche Verän-
derung für eine wachsende Zahl von 
Menschen wieder denkbar und mit-
hin ein solches Handeln wieder mög-
lich gemacht zu haben. Und das zu 
einer Zeit, als sich auch viele im Wes-

ten Frieden nur auf der Basis des Sta-
tus quo vorstellen konnten. Darum 
war ja auch im Westen für die meis-
ten die deutsche Einheit kein politi-
sches Ziel mehr. Nun war es die von 
diesen Gruppen in der DDR aktiv 
beförderte Dynamik der Geschichte, 
welche die deutsche Einheit wieder 
auf die Tagesordnung setzen sollte, 
auch wenn das viele von ihnen nicht 
beabsichtigten. Aber in dem sie für 
sich die Freiheit des Denkens und 
Handelns einforderten und diese 
selbst praktizierten, trugen sie maß-
geblich dazu bei, dass Freiheit durch 
die Demonstranten wieder zur Reali-
tät wurde. Und in der realen Freiheit 
stellte sich die Frage nach der deut-
schen Einheit ganz von selbst – trotz 
aller dagegen gesetzter Ideologie in 
Ost und West.

Die andere Tendenz, welche vor 
allem in den achtziger Jahren immer 
stärker hervortrat, war das immer 
häufigere Begehren, die DDR zu ver-
lassen. Dafür gab es gewiss sehr 

unterschiedliche Gründe, aber in 
jedem Fall war es eine Entscheidung 
gegen den Sozialismus. Die Mauer 
war gebaut worden, um den Weg 
nach dem Westen abzuschneiden, 
was ja auch zunächst weithin gelang. 
Aber alles in der Welt hat seinen 
Preis. Der Preis der DDR dafür, inter-
national dennoch dazu gehören zu 
wollen, war Helsinki und der dort 
zähneknirschend von ihr zugestan-
dene „Dritte Korb“, also Zugeständ-
nisse auf dem Gebiet der Menschen-
rechte. Nun gab es zumindest einen 
Ansatzpunkt dafür, die Ausreise aus 
der DDR zu beantragen. Und obwohl 
die DDR versuchte, dies durch eine 
Fülle von Schikanen und groben 
Ungesetzlichkeiten zu stoppen, stieg 
die Zahl der Ausreiseanträge doch 
immer weiter. Der Versuch der SED-
Führung, das Problem dadurch zu 
lösen, dass man einige der Hartnä-
ckigsten ziehen ließ, konnte nicht 
gelingen. Denn Menschen sind 
gewohnt, ihre Chancen zu kalkulie-
ren. Und da gilt in solchen Fällen nun 
einmal die Erfahrungswahrheit: Jeder 
Erfolg erhöht die Aussicht auf weite-
ren Erfolg. Und jede größere Aus-
sicht auf Erfolg erhöht die Zahl jener, 
welche einen solchen Erfolg auch für 
sich versuchen. Dass die DDR auf 
diese Weise verändert würde oder 
zur Aufgabe gezwungen werden 
könnte, das glaubte damals wohl 
niemand. Empfindlich geschwächt 
und politisch weiter diskreditiert 
wurde sie durch die Ausreisebewe-
gung allemal. Ja, es könnte sogar 
sein, dass dadurch jene, welche auf 
ernsthafte Veränderungen in der 
DDR drängten, etwas mehr Bewe-
gungsraum erhielten, weil die Verun-
sicherung der Herrschenden ständig 
zunahm und diese erkennbar zwi-
schen Überreaktion auf eine angebli-
che Welt voller Klassenfeinde und 
Hinnahme des sich faktisch Ereignen-
den ständig hin- und herschwankten. 
Man denke nur an die Basisaktionen 
zur Kontrolle der sogenannten Kom-
munalwahlen im Mai 1989, gegen-
über denen die SED weithin erst ein-
mal hilflos war, um dann durch nass-
forsches Bestreiten der ja ohnehin 
fast jedem bekannten Wahrheit, 
deren entlarvende und delegitimie-
rende Wirkung noch zu verstärken.

198 Ärzteblatt Sachsen 5 / 2010

Anzeige



Zum revolutionären Wandel in der 
DDR kam es, als sich Ende Septem-
ber / Anfang Oktober die beiden 
Strömungen in der Bevölkerung zum 
gemeinsamen und immer stärker 
werdenden Protest vereinten. Dafür 
stehen die dramatischen Ereignisse 
in Dresden, als die Züge mit den Aus-
reisewilligen aus Prag in die Bundes-
republik wegen eines absurden Sta-
tusdenken der SED-Führung durch 
die DDR fahren mussten. Dafür steht 
der Weg von der Forderung „Wir 
wollen raus“ zur Drohung „Wir blei-
ben hier“ bei den Demonstrationen 
in Leipzig. Dafür steht insbesondere 
jene machtvolle Demonstration am 9. 
Oktober 1989 in Leipzig, als Zehntau
sende mit ihrem Ruf „Wir sind das 
Volk“ erfolgreich eben jene Macht 
für sich beanspruchten, welche die 
SED-Führung jahrzehntelang usur-
piert hatte. Der 9. Oktober 1989 in 
Leipzig als Höhepunkt der Aktionen 
und Demonstrationen in jenen Sep-
tember- und Oktobertagen – das ist 
der Sieg der Revolution in der DDR, 
das ist der Tag der Freiheit, auf den 
der Mauerfall am 9. November 1989 
als zwingende Konsequenz folgte. 
An diese geschichtliche Wahrheit 
müssen wir immer wieder erinnern. 
Gerade jetzt, da von westlichen His-
torikern und Publizisten im 20. Jahr 
des Mauerfalls einmal wieder der 
Versuch gemacht wird, die Bedeu-
tung der revolutionären Entwicklung 
in der DDR zu leugnen oder herunter 
zu spielen. Da will man nur ein 
Implodieren der DDR sehen oder 
behauptet allen Ernstes, die Mauer-
öffnung sei ein Werk der westlichen 
Medien gewesen. 
Nein, hätten sich die Menschen in 
der DDR nicht bewegt, dann hätte 
sich auch die Geschichte nicht 
bewegt. Sie haben sich mit dem 9. 
Oktober 1989 und in den Wochen 
danach die Bürgerrechte der freien 
Rede, der Demonstration und der 
Selbstorganisation genommen. Und 
angesichts der millionenfachen For-
derung nach Reisefreiheit war auch 
die Mauer so oder so nicht mehr  
zu halten. Da sind die konkreten 
Umständen, unter denen es zur Mau-
eröffnung kam, zweitrangig. Bedeut-
sam ist dagegen, dass es wiederum 
die Menschen in der DDR waren, 

welche vor den Politikern in West 
und Ost das Thema der deutschen 
Einheit auf die Tagesordnung setzten. 
Freilich stimmten nicht alle in den 
Ruf „Wir sind ein Volk“ ein, aber es 
war doch unübersehbar die Mehr-
heit. Dass nicht wenige von jenen, 
welche sich bereits mutig engagiert 
hatten, als die übergroße Mehrheit 
noch abwartete, für eine eigene Ent-
wicklung der DDR waren, bleibt 
gleichwohl wahr. So weit gesteckt 
und konkret schwer zu fassen auch 
die Träume waren, welche die Men-
schen zum eigenständigen und 
selbstbewussten Handeln ermutigt 
hatten, so lassen sich darin dennoch 
wiederum zwei Visionen unterschei-
den: der Traum von einem men-
schenwürdigen Sozialismus und der 
Traum vom guten Leben in einer 
dann gesamtdeutschen Bundesrepu-
blik.
Im Rückblick ist es üblich geworden, 
den ersten der beiden Träume als 
eine unrealistische Vision abzutun. 
Und das war dieser Traum gewiss 

auch. Darüber sollte jedoch nicht 
vergessen werden, dass für die meis-
ten Menschen in der DDR Verände-
rungen innerhalb des Sozialismus für 
lange Zeit die einzige realistische 
Option zu sein schien, auch für mich. 
Dass in der DDR Verhältnisse wie in 
der Bundesrepublik möglich wären, 
das glaubte für eine überschaubare 
geschichtliche Zeit doch auch kaum 
jemand im Westen. Bisher hatte 
allerdings die harte Hand der Sowjet
union jeden Versuch gewaltsam ver-
hindert, einen anderen Sozialismus 
zu schaffen, als ihn Lenin und Stalin 
in der Sowjetunion etabliert hatten. 
Daher war ja auch offen geblieben, 
welchen Weg der Prager Frühling 
ohne sowjetische Militärintervention 
genommen hätte. Was wäre denn 
geschehen, wenn die Tschechoslo-
wakei, wie sich im Frühjahr 1968 
abzeichnete, ein Mehrparteiensys-
tem ohne Führungsanspruch der 
kommunistischen Partei, demokrati-
sche Wahlen, wirkliche Gewerkschaf-
ten und eine rechtsstaatliche Ord-
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nung eingeführt hätte? Welchen 
Weg wäre unter solchen Umständen 
die staatliche Zentralplanwirtschaft 
gegangen und hätte sie den Test 
demokratischer Mehrheitsentschei-
dungen überstanden? Das hätte nur 
die reale Geschichte zeigen können, 
die gewaltsam abgebrochen wurde.
Wer 1989/1990 für einen sozialisti-
schen Neuanfang plädierte, der hatte 
jedenfalls keine konkreten Argu-
mente in der Hand, sondern konnte 
nur auf nie realisierte Ideale und Visi-
onen verweisen. Angesichts von vier-
zig Jahren Erfahrung mit einem dik-
tatorischen Regime und angesichts 
einer maroden Wirtschaft konnte 
das die meisten nicht davon über-
zeugen, sich – nun freiwillig – auf ein 
neues Gesellschaftsexperiment ein-
zulassen. Welche andere Existenzbe-
rechtigung hätte aber die DDR sonst 
noch haben können? Was aus dem 
Verfassungsentwurf einer Arbeits-
gruppe des Zentralen Runden Tisches 
sprach, war weithin die Vorstellung, 
man könne der Bundesrepublik eine 
basisdemokratische, radikal ökologi-
sche und radikal pazifistische Alter-
native gegenüber und vielleicht sogar 
entgegen stellen. Ich sah darin vor 
allem die Illusion, durch  prinzipiell 
auf Konsens hin zielende partizipa
torische Entscheidungsstrukturen 
könne man ein Höchstmaß an indivi-
dueller Freiheit mit einem Höchst-
maß an sozialer Gerechtigkeit har-

monisch, verlässlich und dauerhaft 
miteinander verbinden. Man muss 
viele geschichtliche Erfahrungen aus-
blenden, um das für wirklichkeitsge-
mäß zu halten. Und auch Enttäu-
schungen über das Leben im verei-
nigten Deutschland dürften eigent-
lich nicht den Blick dafür verstellen, 
dass sich ein solcher Weg als ein 
gefährliches Abenteuer erwiesen 
hätte. Aber auch wenn dies ein 
Traum blieb, so ist es gleichwohl ein 
Ideal, das Menschen bewegen kann 
und daher wohl auch immer 
geschichtsmächtig bleibt, und sei es 
nur als Impulsgeber und als Korrektiv 
von Fehlentwicklungen gesellschaft-
licher Rücksichtslosigkeit.
Wie realistisch war nun aber der 
Traum vom guten Leben in der Bun-
desrepublik? Jedenfalls war die Fak-
tenlage klar. Die Bundesrepublik war 
– und ist – eine stabile Demokratie 
und ein funktionierender Rechtsstaat. 
Sie konnte auf eine vierzigjährige 
Erfolgsgeschichte zurückblicken, die 
sie nicht zuletzt einer leistungsfähi-
gen sozialen Marktwirtschaft ver-
dankte. Sie kannte freilich auch Pro-
bleme, Spannungen und Krisen. Sie 
hatte in der zweiten Hälfte ihrer 
geschichtlichen Existenz auch tiefer 
gehende Auseinandersetzungen 
erlebt, wie die Studentenrebellion 
von 1968 und deren Folgen, die 
Attentate der RAF, die Konflikte um 
die Wiederbewaffnung, um die Not-

standsgesetze und um den Nato-
Doppelbeschluss, den Streit um 
Kernenergie und Umweltschutz. Für 
viele in der DDR war dies jedoch von 
untergeordneter Bedeutung, zumal 
sich immer wieder gezeigt hatte, 
dass die Bundesrepublik solche 
Herausforderungen längerfristig zu 
bewältigen oder zu überleben schien. 
Dazu kam der sich immer wieder 
bestätigende Eindruck, dass die 
meisten, welche, wie und wann auch 
immer, „nach dem Westen“ gegan-
gen waren, diesen Schritt nicht be
reut, sondern ihre Lebensumstände 
merkbar verbessert hatten.
Wer unsere Ausgangslage im Okto-
ber 1990 und unsere Entwicklung 
während der letzten zwanzig Jahre 
mit der unserer mittelosteuropäi-
schen Nachbarn vergleicht, der wird 
nicht bestreiten können: Diese Fak-
ten und Argumente für die Einheit 
sind auch heute noch überzeugend, 
vorausgesetzt, man entscheidet sich 
grundsätzlich für eine freiheitliche 
Staats- und Gesellschaftsordnung im 
westlichen Verständnis. Es gibt, 
wenn auch mit erheblichen Unter-
schieden zwischen den mitteleuropä-
ischen Ländern, keinen Punkt, in 
dem es ihnen besser ginge als uns – 
weder im Wohlstand und im wirt-
schaftlichen Erfolg, noch in Bezug 
auf politische Stabilität und rechts-
staatliche Zuverlässigkeit. Und ganz 
gewiss nicht bei der Belastbarkeit 
des sozialen Netzes. Wenn man in 
diesen Ländern dennoch ein höheres 
Selbstbewusstsein antrifft, so des-
halb, weil für das, was sie tun und 
sagen, vor allem, wenn nicht aus-
schließlich, ihr eigener Maßstab gilt. 
Das ist bei uns zur Bundesrepublik 
Dazugekommenen und überdies nun 
schon lange von ihr Alimentierten in 
der Tat anders. Denn in Deutschland 
wird bis heute über die Form und 
über die Folgen der Einheit debat-
tiert. Das ist freilich weniger eine 
gesamtdeutsche Debatte als eine 
Ost-West-Debatte, wenn nicht eine 
Debatte des Westens über den Osten. 
Denn in dieser Debatte sind wir Ost-
deutschen zwar die Betroffenen, 
aber unser Wort hat erkennbar weni-
ger Gewicht.
Am Anfang stand eine kräftige Fehl-
einschätzung dessen, was das unmit-
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telbare Ergebnis der Einheit sein 
könne – im Osten wie im Westen 
Deutschlands. Dieser gemeinsame 
Irrtum fand seinen einprägsamen 
Ausdruck im Kohlschen Bild von den 
blühenden Landschaften. Im Westen 
hatten viele die Erwartung, es würde 
sich in Ostdeutschland, befreit von 
den Zwängen der Planwirtschaft und 
unterstützt von der Bundesrepublik 
und von Europa, wie zu Beginn der 
Geschichte der Bundesrepublik eine 
Art Wirtschaftswunder ereignen. 
Und im Osten waren viele schon 
lange der Auffassung, wenn man sie 
nur so ließe, wie sie könnten und 
wollten, und die strangulierende Par-
teiherrschaft beende, dann käme das 
Land in kurzer Frist voran. Freilich 
unterschied sich unsere Situation von 
der im Westen zu Beginn des Wirt-
schaftswunders in gravierender 
Weise. Denn damals lag ganz Europa 
in Trümmern, und jeder und alles 
wurde gebraucht. Die DDR-Wirt-
schaft brauchte jedoch niemand, 
und die Deutschen in der DDR waren 
nur als Konsumenten westlicher Pro-
dukte interessant. Umgekehrt waren 
damals nicht wenige von uns als 
Käufer wiederum nur an westlichen 
Produkten interessiert. Und gefähr-
deten damit Arbeitsplätze im Osten.
Überdies war die DDR-Wirtschaft 
zwar nicht kriegszerstört, aber sie lag 
in ihren Produktionsbedingungen 
und in ihrer Produktionsleistung 
international gesehen um Jahrzehnte 
zurück. Um im eigenen Land wie auf 
dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu 
sein, musste sie – wie jeder Neuhin-
zukommende – nicht nur gleich gut, 
sondern besser sein oder doch jeden-
falls etwas bieten, was es bisher 
nicht gab. Um eine solche Leistung 
zu erreichen, bedurfte es einer völlig 
neuen Industrie – durch Milliarden 
für Investitionen. Niemand kann 
bestreiten, dass solche Investitionen 
in beachtlicher Zahl erfolgt sind. Und 
es gibt heute in Ostdeutschland 
hochleistungsfähige Wirtschafts-
standorte, die zwar, wie man in Dres-
den erleben musste, nicht vor Krisen 
geschützt sind, aber doch auf dem 
Weltmarkt auf der Grundlage 
modernster Standards konkurrieren. 
Was diese Industrie aber zugleich 
kennzeichnet, ist, dass sie ihre Leis-

tungen mit sehr viel weniger Arbeits-
kräften erbringen, als dies für die 
Situation in der DDR typisch war. 
Zugespitzt gesagt: Die notwendige 
Modernisierung unserer Wirtschaft 
führte unvermeidlich dazu, dass viele 
Menschen ihren Arbeitsplatz verloren 
und auch keine Aussicht hatten, in 
ihrem bisherigen Umfeld in absehba-
rer Zeit neue Arbeit zu finden. Das 
hatte zwei gravierende Folgen: Viele 
Jüngere entschieden sich, über kurz 
oder lang in die alten Bundesländer 
zu gehen. Dort sind sie durch ihre 
Ausbildung und durch ihren Arbeits-
willen in aller Regel recht erfolgreich. 
Und sie tragen durch ihre Arbeit zur 
höheren Lebensqualität der westli-
chen Bundesländer bei. Viele Ältere, 
die ihr bisheriges Leben nicht mehr 
grundlegend ändern konnten oder 
wollten, resignieren, weil sie keine 
Perspektive mehr für sich erkennen 
können. Auch sie profitieren meist 
dennoch in ihren Lebensmöglichkei-
ten von der Einheit. Aber wer will  
es ihnen ernsthaft verdenken, dass 
sie ihren Traum vom vereinigten 
Deutschland nicht vergessen wollen 
und darum enttäuscht sind?
Trotzdem bleibt wahr: Auch wenn 
der Traum nicht zur Wirklichkeit 
wurde, so ist doch eine Wirklichkeit 
entstanden, die Elemente von dem 
enthält, was Menschen damals 
erhofften. Man könnte auch sagen: 
Aus der DDR ist keine blühende 
Landschaft geworden, aber es gibt 
im Osten blühende Orte und Land-
schaften. Dresden ist dafür ein über-
zeugendes Beispiel. Wer diese Stadt 
aus der Zeit vor 1990 kennt und sie 
heute sieht, der muss bekennen: 
Was Fritz Löffler in seinem berühm-
ten Buch als „Altes Dresden“ herauf-
beschwor und was damals unwieder-
bringlich verloren schien, ist heute 
im Bild dieser Stadt wieder erkenn-
bar. Die Technische Universität Dres-
den, die lange nicht – wie ihre gleich-
altrigen Schwestern – zu einer 
umfassenden universitas werden 
konnte, hat kräftig aufgeholt und 
auch die Voraussetzungen, länger-
fristig zur Spitzengruppe aufzuschlie-
ßen. Und die Medizinische Akademie 
ist, was sie eigentlich immer wollte, 
zu einer Medizinischen Fakultät 
geworden, die sich wachsender nati-

onaler und internationaler Anerken-
nung erfreut. Was 1990 mit einem 
herb enttäuschenden Votum des 
Wissenschaftsrates begann, wurde 
dann – durch eigenen Leistungswil-
len und mit einem erprobten Ver-
bündeten aus eben diesem Wissen-
schaftsrat – zu einer wirklichen 
Erfolgsgeschichte. Ich weiß nicht, 
was Kenner der früheren Akademie 
und ihres Klinikums davon halten, 
wie Uwe Tellkamp in „Der Turm“ 
ihren damaligen Zustand beschreibt, 
aber als literarisch zugespitzter Kon-
trast mag es uns an eine Realität 
erinnern, die vergangen ist und uns 
heute sehr fern steht.

Ein hartnäckiger Begleiter unseres 
Aufbaus bleibt freilich die Sorge, 
noch nicht auf eigenen Füßen zu ste-
hen, immer noch zu den Ärmeren in 
Deutschland zu gehören und uns um 
Kunst und Wissenschaft ängstigen 
zu müssen. In den ersten Jahren 
hofften wir noch, diesen Abstand 
rasch aufholen zu können. Aber ab 
1996/1997 ging die Schere zwischen 
Ost und West in Deutschland wieder 
auseinander und wir mussten erken-
nen, dass wir sehr viel mehr Zeit 
brauchen würden, als nicht wenige 
1990 meinten. Damals war von fünf 
Jahren die Rede. Bald werden es 
zwanzig Jahre sein, und das Ziel ist 
noch nicht in Sicht. Allerdings wur-
den 1996/97 auch die Auswirkungen 
der Globalisierung für ganz Deutsch-
land deutlich. Und die Auffassung 
setzte sich durch, die Bundesrepublik 
müsse durch Verzicht auf das, was 
sie für viele in West und Ost so 
attraktiv gemacht hatte, nämlich auf 
sozialstaatliche Errungenschaften, fit 
gemacht werden für den globalen 
Wettbewerb, in dem nur noch der 
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kurzfristig zu erreichende Höchstge-
winn zählt. Die dadurch herbeige-
führte Finanzkrise lässt nicht nur uns 
im Osten Deutschlands auf die auf 
1997 folgenden zehn Jahre kritisch 
zurückblicken. In jedem Fall müssen 
wir immer noch den Rückstand auf-
holen, den uns die deutsche und 
europäische Teilung und die sozialis-
tische Planwirtschaft eingebrockt 
haben. Die Einsicht ist richtig, aber 
sie kränkt und verletzt.  
Nach jeder Revolution führt der Weg 
vom Traum zur Wirklichkeit über das 
eigene Tun oder Lassen, über die 
eigenen Erfolge und Niederlagen, 
kurz gesagt, über die eigene Erfah-
rung. Für uns kommt dazu ein spe
zifisch ostdeutscher Aspekt des revo-
lutionären Wandels im östlichen  
Teil Europas. Zwar zeigt uns die 
Geschichte ganz generell, dass das, 
was eine Revolution bringt, meist 
anders ist, als was man sich von der 
Revolution erhoffte. Im Normalfall 
ergibt sich diese Differenz aber aus 
der Summe des eigenen Lernweges. 
Es sind die eigenen Entscheidungen, 
es sind die eigenen Erfahrungen, und 
es sind nicht zuletzt die eigenen Feh-
ler, über die man sich streitet. Die 
Deutschen in der DDR wurden aber 
über Nacht zu einer Minderheit in 
einer fertigen und – jedenfalls ihnen 
gegenüber – überaus selbstbewuss-
ten und darum nicht selten auch 
anmaßenden Bundesrepublik. Das 
hatte den Vorteil einer erprobten 
und bewährten Ordnung. Denn was 
eine bürgerliche Gesellschaft und 
einen demokratischen Rechtsstaat 
ausmacht, das hatten wir im Osten 

nicht selbst erfahren können. Nun 
mussten wir deren Normen und Pro-
zesse nicht neu erfinden. Es hatte für 
uns jedoch den Nachteil, von einem 
Tag zum anderen zum Lehrling zu 
werden, wenn nicht sogar zum Ein-
wanderer im eigenen Land. Denn 
viele hatten zwar mit Neid und 
Bewunderung auf die Bundesrepub-
lik geblickt. Und wer es konnte, der 
war, nach einem Wort Erhard Epp-
lers, so oft wie möglich abends um 
20.00 Uhr mit Hilfe des Fernsehers 
auch dahin ausgewandert – aller-
dings als ein Zuschauer, der nicht 
betroffen ist, sich darum auch nicht 
engagiert und nur selten mit dem 
Gesehenen kritisch auseinandersetzt 
und der überdies oft mehr nach 
Unterhaltungswert denn nach Teil-
nahmeinteresse auswählt. Zugespitzt 
gesagt: Nicht wenige Deutsche in der 
DDR hatten keine konkreten Vorstel-
lungen, auf was sie sich mit dem Bei-
tritt einließen. Und manche haben 
das größere Deutschland bis heute 
nicht verstanden.

Nach dem Beschluss der Volkskam-
mer vom 23. August 1990 traten wir 
nicht der Bundesrepublik, sondern 
der Ordnung des Grundgesetzes bei. 
Aber das Grundgesetz war vor mehr 
als vierzig Jahren ausgearbeitet und 
beschlossen worden. Inzwischen 
hatte sich die auf dieser Basis ge
gründete Bundesrepublik zu einem 
höchst komplexen Gebilde entwi-
ckelt. Vor allem war eine in sich 
widersprüchliche und sich an westli-
chen Leitbildern orientierende Gesell-
schaft entstanden. Vierzig Jahre ge

trennter Entwicklung waren ein Fak-
tum, das ernst genommen werden 
musste. 
Wir wollten durch die Einheit wieder 
ein Teil Deutschlands werden. Aber 
maßgebliche Kreise der bundesdeut-
schen Gesellschaft gingen schon seit 
zwei Jahrzehnten zu möglichst allem, 
was mit Deutschland zusammen-
hängt, auf demonstrative Distanz. 
Der Abschied von der deutschen 
Sprache, den wir heute allenthalben 
erleben, ist ja nur das letzte, aller-
dings besonders schockierende 
Ergebnis dieser Haltung. Und neben 
der Wirtschaft ist es hier insbeson-
dere die Wissenschaft, welche ziel-
strebig auf einen neuen Traum hinar-
beitet: Nämlich auf eine globale 
Gesellschaft, die englisch spricht und 
amerikanisch denkt. Aus diesem 
Traum kann es für einen Deutschen, 
der sein Land und dessen Kultur und 
der seine Sprache liebt, nur ein böses 
Erwachen geben. 
Ein anderes Ergebnis der bundes-
deutschen Entwicklung ist der hohe 
Grad von Verrechtlichung, die als 
individuelle Freiheitssicherung ver-
standen wird. Die unvermeidliche 
Folge ist eine ausgebaute Bürokratie. 
Wir hatten die Bürokratie in der DDR 
erlebt und gemeint, schlimmer 
könne es eigentlich nicht kommen. 
Da wurden wir bald eines Anderen 
belehrt. Kurioserweise hängt die 
Rolle der Bürokratie in beiden Fällen 
mit dem in Staat und Gesellschaft 
vorherrschenden Selbstverständnis 
zusammen. Die DDR war eine Pla-
nungs- und Erziehungsdiktatur, wel-
che die Gesellschaft weithin verstaat-
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licht hatte. Denn der Staat war ja, 
wie ganz offen gesagt wurde, das 
wichtigste Instrument der angeblich 
herrschenden Arbeiterklasse, tatsäch
lich aber der Führung einer Partei, 
die sich als Arbeiterpartei bezeich
nete. Die DDR-Bürokratie ergab sich 
also aus dem Willen zur zentralen 
Planung und Leitung möglichst aller 
Lebensprozesse und war damit 
zwangsläufig mit Willkür und Recht-
losigkeit verbunden. 
Umgekehrt soll die bundesdeutsche 
Bürokratie ein Höchstmaß an indivi-
dueller Freiheit und nachprüfbarer 
Gleichbehandlung garantieren. Denn 
in der Bundesrepublik hat man die 
Grundrechte, die eigentlich als Ele-
mente der freiheitlichen und demo-
kratischen Ordnung formuliert wor-
den waren, längst zu Abwehrrech-
ten gegen den Staat, wohlgemerkt, 
gegen den Staat eben dieser freiheit-
lichen Demokratie umgedeutet. Die 
Individualrechte hält man jetzt für 
den einzigen Inhalt von Freiheit. 
Unvermeidlich ist dies mit einer 
Abwertung des Gemeinwohls und 
des Allgemeininteresses verbunden, 
die als nicht greifbar, wenn nicht 
sogar als freiheitsgefährdend ver-
dächtigt wurden. Allerdings wollte 
man sich nun auch nicht auf die Risi-
ken eines rein individualistisch 
gedeuteten Freiheitsbegriffs einlas-
sen, so dass es zu einem gesellschaft-
lich sehr einflussreichen Ziel wurde, 
möglichst alle Lebenschancen recht-
lich einklagbar zu machen und alle 
Lebensrisiken rechtlich auszuschlie-
ßen. Dem entsprach die Tendenz, 
den Entscheidungsraum der demo-
kratischen Politik immer weiter ein-
zuschränken und sie der Detailkont-
rolle durch Verfassungs- und Verwal-
tungsrichter zu unterwerfen. Der 
Vorwurf, dass etwas verfassungswid-
rig sei, gehört heute zu den häufigs-
ten und vor allem zu den wirkungs-
vollen Argumenten. Dass dies zu 
einem Übermaß von Verrechtlichung 
der Bundesrepublik geführt hat, ist 
eigentlich nur konsequent. Und aus 
Verrechtlichung folgt nun einmal 
Bürokratie im eigentlichen Sinne des 
Wortes. 
Dennoch besteht zwischen der Büro-
kratie in der DDR und der in der 
Bundesrepublik ein fundamentaler 

Unterschied. Denn in einer freiheitli-
chen Ordnung kann über den Sinn 
und über die konkrete Ausgestaltung 
der Freiheit immer weiter debattiert 
werden. Das ist zwar mühselig und 
gelegentlich auch frustrierend, aber 
dennoch eine reale Chance zur Ver-
änderung. Dagegen bot der unbe-
grenzte Führungsanspruch der SED-
Diktatur eine solche Chance nicht. 
Daran ist sie dann auch zu Grunde 
gegangen.
Was viele Deutsche aus der DDR 
beim näheren Kennenlernen der 
Bundesrepublik nicht minder ver-
blüffte als das Ausmaß der Bürokra-
tie, das war das unfassbare Maß an 
Ideologisierung der öffentlichen Mei-
nung. Was die Herrschaft einer Ideo-
logie ist, das hatten wir gründlich 
erfahren. Eine Ideologie ist eine sys-
tematisierte Begriffswelt, welche die 
Wirklichkeit nicht nur einordnet und 
beurteilt, sondern die auch vorgibt, 
was von dieser Wirklichkeit wahrge-
nommen werden darf und was nicht. 
Ideologie und Realitätsverweigerung 
gehören zusammen, insbesondere, 
wenn die Ideologie über staatliche 
Macht verfügt. Man hätte meinen 
sollen, dass in einer freiheitlichen 
Gesellschaft der permanente öffent-
liche Diskurs dafür sorgt, dass Strate-
gien der Realitätsverweigerung nur 
eine geringe Chance haben. In kei-
nem Punkte habe ich mich so geirrt 
wie in diesem. Denn in der Bundes-
republik ist so gut wie jedes Themen-
feld der öffentlichen Debatte und 
Entscheidungsfindung ein Tummel-
platz ideologischer Schlachten, die 
viel zu selten aus dem Stellungskrieg 
in eine verheißungsvolle Bewegung 
der feindlichen Fronten auf eine 
gemeinsame realistische Position hin 
umschlagen. Sehr viel häufiger hört 
man das Gemisch von hysterischer 
Empörung und klammheimlicher 
Schadenfreude, wenn einmal wieder 
jemand auf die Mine eines ideologi-
schen Tabubruchs getreten ist. 
Man denke nur an die familienpoli
tischen Auseinandersetzungen, bei 
denen die eine Seite die Familie aus 
ihrer zentralen Rolle in der Gesell-
schaft herausdrängen und die andere 
Seite sie auf ein Modell der angeb-
lich naturgegebenen Rollenunter-
scheidung zwischen Mann und Frau 

festlegen will. Die Zukunft der Gesell-
schaft gerät dabei völlig aus dem 
Blick, wie die demographische Ent-
wicklung unseres Volkes zeigt. Die 
eigentlich ganz einfache Wahrheit, 
dass nur der Zusammenhang der 
Generationen in der Familie Zukunft 
garantiert, dass aber diese Familie 
nur lebbar bleibt, wenn die Gleich-
berechtigung der Frau auch in der 
Berufswelt gilt und darum die Kin-
dererziehung öffentlich unterstützt 
wird und sich ein neues Vaterbild 
durchsetzen muss – diese Erkenntnis 
gewinnt erst ganz allmählich in der 
bundesdeutschen Gesellschaft an 
Boden. Ich bin weiß Gott nicht von 
DDR-Nostalgie bestimmt. Natürlich 
weiß ich, dass die Familienpolitik und 
die Bildungspolitik der SED ideolo-
giebestimmt waren, denn sie sollten 
einen „neuen Menschen“ schaffen. 
Teils im Widerspruch dazu, teils aber 
auch dadurch befördert, entstand in 
der DDR gleichwohl ein modernes 
Frauen- und Familienbild – so wie im 
westlichen und nördlichen Europa.  
Verglichen damit war die alte Bun-
desrepublik familienpolitisch ein Ent-
wicklungsland.
Ich schrieb von der demographischen 
Situation und von meiner Sorge, dass 
diese die Zukunft unseres Volkes 
bedroht. So etwas zu sagen, ist für 
viele in Deutschland politisch nicht 
korrekt. Denn auch „Volk“ ist ein 
Begriff, der „im Westen“ geschicht-
lich als schwer belastet gilt und des-
halb unter ideologischem Verdacht 
steht. Dem entspricht, dass Demo-
kratie kaum noch als gemeinsame 
Entscheidung und gemeinsame Ver-
antwortung verstanden wird, son-
dern vor allem als individuelle 
Chance zur Partizipation und zur 
Interessenvertretung. Das bleibt 
natürlich nicht ohne Folgen für das 
Maß gemeinsamer Verantwortung 
und für die Rücksicht auf das 
Gemeinwohl. Man denke an die fort-
schreitende Verwahrlosung des 
öffentlichen Raums und den Verfall 
eines kulturvollen Umgangs mitein-
ander.  Auch dieses Thema ist ideolo-
gisch besetzt. Denn solche Erschei-
nungen gelten in tonangebenden 
Kreisen als liberal und weltoffen und 
haben daher Anspruch auf Toleranz. 
Ich halte solche Art von Toleranz für  

203Ärzteblatt Sachsen 5 / 2010



falschen und feigen Konformismus, 
der die geistigen Grundlagen unse-
res gesellschaftlichen Zusammenle-
bens ruiniert und letztlich zerstört. 
Noch manches andere Kritikwürdige 
wäre zu nennen. Es liefe alles auf die 
Einsicht hinaus: Nein. Die Erfüllung 
eines Traums ist die Bundesrepublik 
wahrlich nicht. Aber das hat sie auch 
nie von sich behauptet. Was sie 
dagegen mit Recht für sich in 
Anspruch nehmen kann, das ist: Sie 
ist ein Ort real existierender Freiheit. 
Denn sie bietet die realistische 
Chance zur Debatte und damit zum 
Wandel. Freilich ist dies nur durch 
Einsatz und Streit zu haben. Und hier 
muss die Selbstkritik der Ostdeut-
schen ansetzen. Aus dem Westen ist 
oft die Behauptung zu hören: Wir 
schätzten die Gerechtigkeit mehr als 
die Freiheit. Das halte ich für großen 
Unsinn. Denn erstens ist Freiheit 
ohne Gerechtigkeit ganz rasch nur 
noch die Freiheit der Reichen und 
Mächtigen. Und zweitens befinden 
sich jene, welche uns so kritisieren, 
selbst in aller Regel in einem solchen 
Status und in einer solchen finanziel-
len Situation, dass sie nicht nach 
Gerechtigkeit rufen müssen. Freiheit 
ist für die meisten Menschen auf 
Dauer nur als gemeinsame Freiheit 
zu haben. Und diese gemeinsame 
Freiheit kann nur in und mit einem 
Staat der freiheitlichen Demokratie 
Wirklichkeit werden.

Was man vielen in Ostdeutschland 
dagegen mit Recht vorwerfen kann, 
ist ein erfolgs- und harmoniegetränk-
tes Verständnis von Freiheit. Freiheit 
bietet aber immer nur die Chance 
zum Erfolg. Und die Freiheit der Mei-
nung erweist sich im öffentlichen 
Leben meist im Streit. Wie sollte sich 
die Gesellschaft auch sonst bewegen 
können? Es sei denn, man vertraut 

darauf, dass der Wettbewerb dies 
hinter unserem Rücken zur allgemei-
nen Zufriedenheit regelt. Diese 
Erwartung hat uns aber gerade 
gründlich getäuscht. Um so dringen-
der ist die öffentliche Debatte, und 
zwar in erster Linie darüber, was für 
die ganze Gesellschaft und für ihre 
Zukunft gut ist. An dieser Debatte 
sollten sich die Ostdeutschen sehr 
viel stärker und sehr viel selbstbe-
wusster beteiligen. Dazu gehört 
allerdings auch zu begreifen, dass 
das Recht zum freien Wort für alle 
gilt. Wer auf Widerspruch mit belei-
digtem Schweigen reagiert, darf sich 
nicht über einen Mangel an Freiheit 
beklagen. Freiheit verwirklicht sich 
eben im Streit. Aber eben im Streit 
darum, was die Verantwortung für 
uns selbst und für dieses Land von 
uns verlangt und nicht im Gemaule 
aus irgendwelchen Ecken, wobei 
man sich meist nur in Einem einig ist: 
Sich einer sachorientierten und argu-
mentierenden Auseinandersetzung 
zu entziehen und stattdessen pau-
schal auf die Politik und die Politiker 
zu schimpfen. Ein solches Verständ-
nis von Demokratie führt in die Irre 
und entlarvt die sich wachsender 
Beliebtheit erfreuende Wahlenthal-
tung als eine Art von politischer 
Selbstbefriedigung. 

Ich bekenne mich zur Bundesrepub-
lik als einen Ort der real existieren-
den Freiheit und der Chance zu 
einem Weg in die Zukunft. Und ich 
bekenne mich trotz aller Kritik und 
auch so mancher Enttäuschung zur 
Bundesrepublik als den besten Staat, 
den wir Deutschen je hatten. Man 
mag dies eine spröde Liebeserklä-
rung nennen. Belastbar und zuver-
lässig ist sie gerade deshalb.

Prof. Dr. Dr. h.c. Hans Joachim Meyer
Sächsischer Staatsminister a.D., Berlin

204 Ärzteblatt Sachsen 5 / 2010

Ärzteblatt Sachsen
ISSN: 0938-8478
Offizielles Organ der Sächsischen Landesärzte
kammer

Herausgeber:
Sächsische Landesärztekammer, KöR
mit Publikationen ärztlicher Fach- und Standes
organisationen, erscheint monatlich, Redak
tionsschluss ist jeweils der 10. des vorangegan-
genen Monats.

Anschrift der Redaktion:
Schützenhöhe 16, 01099 Dresden
Telefon 0351 8267-161
Telefax 0351 8267-162
Internet: http://www.slaek.de
E-Mail: redaktion@slaek.de

Redaktionskollegium:
Prof. Dr. Jan Schulze
Prof. Dr. Winfried Klug (V.i.S.P.)
Dr. Günter Bartsch
Prof. Dr. Siegwart Bigl
Dr. Katrin Bräutigam
Prof. Dr. Heinz Diettrich
Dr. Hans-Joachim Gräfe
Dr. Rudolf Marx
Prof. Dr. Peter Matzen
Uta Katharina Schmidt-Göhrich
Knut Köhler M.A.

Redaktionsassistenz: Ingrid Hüfner

Grafisches Gestaltungskonzept: 
Hans Wiesenhütter, Dresden

Verlag, Anzeigenleitung und Vertrieb:
Leipziger Verlagsanstalt GmbH
Paul-Gruner-Straße 62, 04107 Leipzig 
Telefon: 0341 710039-90
Telefax: 0341 710039-99
Internet: www.l-va.de
Geschäftsführer: Dr. Rainer Stumpe
Anzeigendisposition: Silke El Gendy-Johne,
Telefon: 0341 710039-94, se@l-va.de
Z. Zt. ist die Anzeigenpreisliste 2010
vom 1.1.2010 gültig.
Druck: Messedruck Leipzig GmbH,
An der Hebemärchte 6, 04316 Leipzig

Manuskripte bitte nur an die Redaktion, Post
anschrift: Postfach 10 04 65, 01074 Dresden 
senden. Für unverlangt eingereichte Manus
kripte wird keine Verantwortung übernommen. 
Die Zeitschrift und alle in ihr enthaltenen 
Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich 
geschützt, Nachdruck ist nur mit schriftlicher 
Genehmigung des Herausgebers und Verlages 
statthaft. Mit Namen gezeichnete Artikel ent-
sprechen nicht unbedingt der Meinung der 
Redaktion oder des Herausgebers. Mit der 
Annahme von Originalbeiträgen zur Veröffent
lichung erwerben Herausgeber und Verlag das 
Recht der Vervielfältigung und Verbreitung in 
gedruckter und digitaler Form. Die Redaktion 
behält sich – gegebenenfalls ohne Rücksprache 
mit dem Autor – Änderungen formaler, sprach-
licher und redaktioneller Art vor. Das gilt auch 
für Abbildungen und Illustrationen. Der Autor 
prüft die sachliche Richtigkeit in den Korrektur
abzügen und erteilt verantwortlich die Druck
freigabe. Ausführliche Publikationsbedingungen: 
http://ww.slaek.de oder auf Anfrage per Post.

Bezugspreise/Abonnementpreise:
Inland: jährlich 106,50  incl. Versandkosten  
Einzelheft: 10,15  zzgl. Versandkosten 2,50 

Bestellungen nimmt der Verlag entgegen. Die 
Kündigung des Abonnements ist mit einer Frist 
von zwei Monaten zum Ablauf des Abonnements 
möglich und schriftlich an den Verlag zu richten. 
Die Abonnementsgelder werden jährlich im 
voraus in Rechnung gestellt.

Impressum


